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Republik Österreich 
DER BUNDESKANZLER 

Zlo353.110/38-III/4/79 

An den 

Präsidenten 
des Nationalrates 
Anton BENYA 

. Parlament 
1017 Wie n 

Wien, am 6. April 1979 

Die Abgeordneten zum Nationalrat VETTER und Genossen haben 
am 14 .. Februar 1979 unter der Nr. 2354/J an mich eine schrift­
liche parlamentarische Anfrage betreffend Arbeitsplatzschwierig­
keiten im Bezirk Gmünd, Niederösterreich, gerichtet, welche 
folgenden Wortlaut hat: 

"1. Ist Ihnen die besorgniserregende Lage auf dem Arbeitsmarkt 
im Bezirk Gmünd und insbesondere in der Stadt Heidenreichstein 
in vollem Umfang bekannt? 

2. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung umgehend treffen, 
um dieser ungünstigen Entvicklungauf dem Arbeitsplatzsektor 

'in diesem Grenzbezirk Einhalt zu gebieten? -

3. Ist es richtig, daß seitens der Arbeitsmarktverwaltung 
Sondermaßnahme~ beschränkt auf den Bezirk. Gmünd und 
befristet mit 3 Monaten vorgesehen sind? 

4. \<lenn ja, aus welchen dußer wahl taktischen Gründen sollen 
diese Maßnahmen mit 3 Monaten befristet werden?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Regierungserklärung 
vom 27. April 1970 festgestellt, daß die demographische 
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und ökonomische Entwicklung in Österreich den Gegensatz 
zwis'chen wirtschaftlich produktiven u.l'ld schwach strukturierten 
Entleerungsgebieten verstärkt und es dadurch zu einem regionalen 

Leis tungs- und Wohls tandsgefälle kornmto 

Wenn auch manche Stimmen angesichts dieser speziellen Ent­
wicklungsprobleme die Auffassung vertreten haben, daß neue 
Entwicklungen in die schon vorhandenen Ballungszentren zu 

legen wären 9 hat die Bundesregierung es zu einer ihrer vor­
nehms ten A,ufgabe gemacht f gerade in wirtschaftlich gefährdeten 
Gebieten zukunftsorientierte Betriebsgründungen l.md Neuinvesti­

tionen zu fördern und mit den zu Gebote stehenden Mitteln 
die Infra- und Agrarstruktur dieser Gebiete zu verbessern. 

In Erfüllung dieses Zi.eles werden seit 1973/74 durch das 
ERP-Sonderprogramm für die Grenzlandgebiete industriell-gewerb­

liche Arbeitsplätze in grenznahen Entwicklungsgebieten gefördert 
und jährlich mindestens 200 Mio S Kreditvolumen zur Verfügung 
gestellt~ Damit konnten tausende Arbeitsplätze gesichert 
bzw. neu geschaffen werden. 

Der Bund hat im Jahre 1974 in Abstimmung mit dem Land 
.. Niederös terreich ein ~1aßnahmenpaket in Form eines Sofortprogrammes 

für die NÖ-Grenzgebiete erstellt, das seither voll realisiert 
wurde 0 Das 1978 beschlossene 2. Sofortprogramm filr die NÖ-GrenzgebietE 
mit einer Laufzeit von 5 Jahren sieht einen Rahmenbetrag 
von weit über 1 Mil'liarde Saus Bundesmi tteln vor. Die Bundes­
regierung hat aber auch bereits 1970 betont, daß der rasante 
Fortschritt von Forschung und Technologie sowie der Konsumge­
wohnhei ten zu raschen ~\nder1.lrlgen der ProduktiQ(ls- und }1arkt~ 
bedingungen führt und. daß die Anpassung an diese Änderungen 
eine entscheidene Voraussetzung für die Steigerung des vlohl­

standes ist .. Die dafür erforderliche unternehmerische Initia­
tive und Dynamik ist aber nicht immer vorhanden" 
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Zu den Fragen 1 bis 4 

Obwohl der Anteil an vorgemerkten Arbeitslosen im letzten 

Jahrzehnt praktisch unverändert geblieben ist (1969: 4~6 %, 
1978: 4,5 %) verfolgt die Bundesregierung mit Besorgnis die 

Tatsache, daß wichtige Betriebe trotz großzügiger Förderung 
nicht in der Lage oder nicht willens sind, sichere und qualifizierte 

Arbeitsplätze für die Zukunft in ausreichendem Ausmaß zu 

garantieren. Die Bundesregierung ist daher ständig um die . _. 
Schaffung neuer Arbeitsplätze bemüht. 

Der Bundesregierung ist es insbesondere auch gelungen, die 

Weiterführung der Firma Eisert AG für vorerst 3 Honate zu 
erreichen, wobei der Bund eine HaftuYlg von 30 Hio S übernommen 

hat. Darüber hinaus sind Bemühu~gen ~m den Aufbau einer 
neuen Produktion in diesem Betrieb im Gange. 

Die Bundesregierung hat in einer Besprechung mit Vertretern 

der Niederösterreichischen Landesregierung a.m 16. Februar 

1979 ein koordiniertes Entwicklungsprogramm vorgeschlagen, 

das über die Verstärkung der bestehenden Investitionsförderung 
hinausgeht und zur Mobilisierung lokaler und. regionaler 
Wirtschaftsressourcen führen wirdo Ziel dieser Bemühungen 
ist die vorzugsweise Schaffung qualifizierter und krisensicherer 

Arbeitsplätze mit hoher Wertschöpfung. 

Die Bundesregierung hat zur Entwicklung eines derartigen 

Konzeptes gemeinsam mit der NÖ-Landesregierung eine Experten­
gruppe beschlossen. Die Realisierung ihrer Vorschläge wird 
sofort nach Vorliegen in Angriff genomm~m werden. 

Das geplante Sulfatzellulosewerk an der Donau (Ybbsmündung) 
wird 200 bis 250 im Werk selbst beschäftigte Arbeitsplätze 

2350/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 3 von 8

www.parlament.gv.at



.. '. 

- 4 -

sichern. Desweiteren ist damit zu rechnen, daß 250 Arbeits­
plätze in der Holzwirtschaft des 'itlaldviertels dadurch ge­

sichert werden. Es ist zu erwarten, daß sich durch d~eses . 
Werk ein Impuls' zur Belebung der Forstwirtschaft im 'vald'liertel, 
insbesondere im südlichen Teil, ergeben wirdo 

Durch die Bundesfinanzgesetznovelle wurde bereits Vorsorge 
getroffen, daß die geplante Bundesbeteiligung von S 200 Mio 
realisiert werden kann., 

Die geplante Glasfabrik der Stölzle-Oberglas AG in Pöchlarn ' 
wird in weiterer F'o"lge si'cherlich auch positive Auswirkungen 
auf den Bereich Gmünd habeno Insbesondere die geplante Er­
richtung' einer Donaubrücke in Pöchlarn wird die Voraussetzun- ' 

gen zu einer verkehrsmäßigen Kormnunika ti on zwischen dem 
Standort in Pöchlarn und' dem Waldviertel ermöglichen'o 

Für die industrielle Entwicklung im politischen Bezirk Gmünd 
hat die österreichische Bundesreg'ierung in den letzten Jahren 
28 'ERP-Kredite mit einer Gesamtsumme von S 25~149 Mio zur 
Unterstützung' von Gesamtinvestitionen in Höhe von S 65 t 911 Hio, 
wodurch 71 neue Arbeitsplätze geschaffen \vurden, bereitge­
stellt.. Diese Kredite wurden überJTiegend zu besonders günstigen 
Konditionen, nämlich 1 % Zinsen für die tilgungsfreie zeit, 
zur Verfügung gestellt. 

Sowohl für Neugründungen' als auch für die Erweiterung bestehender 
Betriebe stehen wei terhin ERP-tH ttel zu den besonders günstigen 
~onditionen für Grenzlandbetriebe zur Verfügungo 

Darüber hinaus möchte ich noch allgemein bemerken, daß das 
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie auch 
im Jahre 1979 ~ieder beträchtliche Budgetmittel, nämlich 
S 128,7 Mio. für Zwecke der StärkeH5rderung berei tstelJ.t. 
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Von dieser Summe entfallen S 55 Mto.. auf die besondere Kar­
toffelstärkeförderung, die neben ihren günstigen Auswirkun-
gen auf verschiedene Verarbeitungsindustrien auch der im 
Waldviertel situierten Stärkeindustrie sowie den Kartoffel­
bauern im Interesse einer Sicherung des Absatzes von Kartoffeln 
und Kartoffelstärke zugute kormnL.Ähnliches gilt für: einen 
weiterel. Betrag von S 23 g 7 Mioo, der im Rahmen dieser Unter­
stützungfür die besondere Maisstärkeförderung vorgesehen 
isto wegen der Verflechtung der Kartoffel- und der Maisstärke­

industrie kommt auch diesem Betrag Bedeutung auf dem Gebiete 
der Förderung in Gmünd und Umgebung zu. 

Auf dem Gebiete der Wirtschaftsförderung hat das Bundesministerium 
für Handel, Gewerbe und Industrie in letzter Zeit einige 
Aktionen wesentlich verbessert, was auch Betrieben im Wald-
viertel bei Bedarf zugute kommen wirdo So wurde beispielsweise 
in der Bürges-Kleingewerbekreditaktion das geförderte Kredit­
volumen von S 2500000 auf S 5000000 erhöht und der Kreis 
der potentiellen Förderungswerber erweiterto Durch Senkung 
des Höchstzinssatzes wurde die Kapitalkostenbelastung unter 
Berücksichtigung des Zinsenzuschusses auf derzeit 4 % paao 
gesenkto Ähnliche Verbesserungen wurden in diversen anderen· 
.Aktionen, auch auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs, vorge-
nommeno 

Von besonderer Bedeutung ist die Verbesserung der Aktion 
"Förderung von Betriebsneugründungen und -übernahmen" für 
Betriebe im Bereich der gewerblichen Wirtschaft j die am 
1 .. März 1979 wirksam geworden isto Das geförderte Kredit­
bzwo Investitionsvolumen wurde von S 500 0 000 auf S 2 1'1ioo 
erhöht, der Zuschuß von 12 % auf 15 % hinaufgesetzt .. Die 
Bundesländer wurden aufgefordert, an dieser Aktion mitzu-. 
wirken und das geförderte Volumen auf das Doppelte aufzu­
stocken .. 
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Auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs wird im besonderen das 
Projekt "Moorkuranstal t Harb'ach" gefördert 0 Ein ERP-Ersa tz­
kredit in Höhe von S 20 Mioo wurde bereits bewilligt, ein 
Antrag des Förderungswerbers um Gewährung einesERP-Kredites 
in der gleichen Höhe wird von der ERP-Fachkommission im 
Juni do Jo behandelt werdeno 

, < 

Ferner ~rorde am 130 März 1979 in einer Besprechung mit Ver-
tretern des Amtes der Niederösterreichischen Landesregie- . 
rung vorgeschlagen p eine Expertengruppe aus Beamten des 
Bundes und des Landes zu bildenD die prü~en 5011 9 welche 
Möglichkeiten zur Aktivierung von F'remdenverkehrsinitiativen 
im Waldviertel besteheno 

Für den Bereich der Glasindustrie ~~rde ein Projekt zur 
Erarbeitung einer neuen Produktenlinie für österreichisches 
Kulturglas zusammen mit einem Marketingkonzept initiiert 
und gefördertp.welches der Glasindustrie in Altnagelberg 
zugute kommen wird o 

Was den Textilsektor betrifft g konnte für den Bereich der 

Wirkerei des Heidenreichsteiner Betriebes der Vöslauer Kammgarn­
fabrik die ·Firma Kunert (Rankweil) als Käufer gefunden werdeno 
Es werden 65 Arbeitskräfte übernommeno Für die Spinnerei 
der Vöslauer Kammgarnfabrik konnte noch kein Interessent 
gewonnen werdeno 

Die Informationsstelle f~_b.'" Investoren des Bundesministeriums 
für Handel, Gewerbe und Industrie hat im Einvernehmen mit 
der Firma Eisert AG, die Betriebsstätten in Heidenreichstein 
und Waidhofen an der Thaya unterhält, bereits im Jahre.1976 
versucht., durch Einschaltung der wichtigsten in Österreich 
vertretenen ausländischen Handelskammern geeignete Beteiligungs­
und Kooperationspartner für das genannte UJ:J.ternt~h;'Tlen aus-
findig zu macheno 
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Im Zuge der neuesten Entwicklung'ist das Bundesministerium 

für Handel, Gewerbe und Industrie bemüht, geeignet erscheinende 
in- und ausländische Unternehmungen für eine Übernahme der 
Betriebe der Eisert AG zu interessiereno Zu diesem Zwecke 
finden gegenwärtig erfolgversprechende Verhandlungen statt. 
Diese Bemühungen des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe 
und Industrie scheinen hinsichtlich der Konkretisierung 
des Projektes der Neuerrichtung eines Betriebes in Heiden­
reichstein, der Leistungen für die Auto- und Maschinenindustrie 
in der BRD erbringen soll und 200 Fachkräfte der Eisert 
AG übernehmen wird, Erfolg zu haben. Weitere 200 Fachkräfte 
könnten in einem zweiten projektierten ZUlieferbetrieb für 
die deutsche Autoindustrie in einernahegelegenen Region 
untergebracht werden. 

Weiters darf bemerkt werden, daß Klein- und Mittelbetriebe 
bei ihren Bemühungen um Erlangung begünstigter Investitions­
kredite vom Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 
unterstützt werden.. Im Zuge dieser Bemühungen wurden auch 
Betriebe des Bezirkes Gmünd über die ihnen zur Verfügung 
stehenden bundesweiten Finanzierungsinstrumente beraten 
bzw. mit den für das jeweilige Projekt in Frage kommenden 
Bundeseinrichtungen in Kontakt gebracht (Beratungs tag am 
17. November 1978 in Zwettl)o 

Auf dem Gebiete der Energie sollen eventuelle MögliChkeiten 
zur Verbesserung der Erdgasversorgung im Waldviertel geprüft 
werden .. 

Abschließend möchte ich noch darauf verweisen, daß der Herr 
Bundesminist€r für soziale Verwaltung zu einer gleichlautenden 
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parlamentarischen Anfrage (Nr. 2355/J) insbesondere zum 
.. Standpunkt der Arbei tsmarktverwal tung berEd ts Stellur:g 
genommen haL Um Wiederholungen zu vermeiden, darf ich auf 

diese M1fragebeantwortung verweisen. 
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